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Bürokratieabbau durch Schaffung eines Umweltgesetzbuches (UGB)
Der Landeskongress der Jungen Liberalen Niedersachsen möge beschließen:

Die Jungen Liberalen Niedersachsen fordern die FDP-Bundestagsfraktion auf, sich für die Schaffung eines Umweltgesetzbuches (UGB) einzusetzen. Dieses soll alle bestehenden umweltrechtlichen Einzelgesetze sowie die wichtigsten Verordnungen in einer Kodifikation vereinen, um widersprüchliche Regelungen zu vermeiden, Rechtssicherheit zu schaffen und die durch Unübersichtlichkeit entstehende Bürokratie abzubauen.
Begründung:
Seit dem Aufkommen der ersten Ansätze zum Zwecke des Umweltschutzes hat der Normgeber mittlerweile eine Vielzahl von Gesetzen, Verordnungen und Verwaltungsvorschriften erlassen, die die Umwelt vor schädlichen Einwirkungen schützen sollen. Ergebnis ist eine unübersichtliche Rechtszersplitterung. Vor diesem Hintergrund wurden zu Beginn der vorletzten Legislaturperiode Überlegungen angestellt, alle bisherigen Regelungen in einer einheitlichen Kodifikation, einem Umweltgesetzbuch (UGB) zusammenzufassen. Kernbestandteil dieses sollte eine integrierte Vorhabengenehmigung sein, deren Zweck es war, massiv Bürokratie abzubauen, indem statt vieler Einzelprüfungen (etwa immsionsschutzrechtlich, naturschutzrechtlich, bodenschutzrechtlich…) nur noch eine eben „integrierte“ Genehmigung das vorgesehen Verfahren sein sollte.
Das Vorhaben scheiterte am Widerstand der Unionsgeführten Bundesländer, insbesondere an dem von Bayern, dass Abweichungsrechte der Länder auch im Kernbereich des Gesetzes forderte, was dieses ad absurdum geführt hätte.

Die Jungen Liberalen sehen die großen umweltschutzorientierten sowie auch durch weniger Bürokratie wirtschaftsfreundlichen  Aspekte des Projekts UGB und fordern daher, dieses neu anzugehen.

Im Weiteren erfolgt die Begründung mündlich.
(Antragsteller: LAK Umwelt & Landwirtschaft
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Abstimmungsergebnis:


 angenommen


 geändert angenommen


 abgelehnt


 verwiesen an: ______________________
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